- Beglaubigte Abschrift -

Amtsgericht Frankfurt am Main
Aktenzeichen: 32 C 373/15 (86)

Im Namen des Volkes
Urteil

In dem Rechtsstreit

Lorraine Media GmbH N Huptstr. 117, 10827 Berlin

Klagerin

gegen

Beklagte

hat das Amtsgericht Frankfurt am Main durch den Richter am Amtsgericht Dr. Otten ohne
miundliche Verhandlung im schriftlichen Verfahren gemaf § 495 a ZPO am 09.03.2015 fiir

Recht erkannt:

Die Beklagte wird verurteilt, an die Kldgerin 358,20 Euro nebst Zinsen in
Héhe von 5 Prozentpunkten iiber dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem

21.10.2014 zu zahlen.
Die Kosten des Rechtsstreits werden der Beklagten auferlegt.

Das Urteil ist vorldufig vollstreckbar.
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Tatbestand

Von der Darstellung des Tatbestandes wird gemaR § 313 a Abs. 1 ZPO abgesehen.

Entscheidungsgriinde

Die Klage ist zuldssig und begriindet.

Die Kl&gerin hat gegen die Beklagte einen Anspruch auf Zahlung von 358,20 Euro aus
§ 357 Abs. 8 BGB.

Zwischen den Parteien bestand ein Dienstvertrag uber die Ersteliung von Fotoaufnah-
men und deren Versffentlichung im Internet, den die Beklagte wirksam widerrufen hat.
Die Klagerin hat Anspruch auf Wertersatz, da die Beklagte ausdricklich verlangt hat,
dass die Klagerin vor Ablauf der Widerrufsfrist mit der Leistungserbringung beginnt, und
die Klagerin die Beklagte ausdriicklich auf die daraus folgende Verpflichtung zur Leis-
tung von Wertersatz hingewiesen hat. Dies ergibt sich aus der Anlage K 2. Ebenfalls
aus der Anlage K 2 ist ersichtlich, dass die Klagerin die Beklagte nach Artikel 246a § 1
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 3 EGBGB ordnungsgemaf Uber die Widerrufsméglich-
keit und die Folgen des Widerrufs informiert hat. Die Hhe des zu leistenden Wertersat-
zes bemisst das Gericht auf mindestens 90 % der vereinbarten Vergtung, da die Kla-

| gerin den weit iberwiegenden Teil der vereinbarten Leistungen bereits erbracht hat.

Soweit die Beklagte behauptet, sie sei bei dem Vertragsschluss von Mitarbeitern der
Klagerin unter Druck gesetzt WOrden und ihr sei bestatigt worden, sie kdnne den Vertrag
innerhalb der Widerrufsfrist ohne irgendwelche Kostenfolgen widerrufen, ist sie fir diese
Behauptungen beweisfallig geblieben. Im Ubrigen stehen die Behauptungen der Beklag-
ten auch im Widerspruch zu der von ihr selbst unterzeichneten Anlage K 2, in der deut-
lich auf die Kostenfolgen hingewiesen wird. |

- Der Anspruch auf Prozesszinsen folgt aus'§§ 291, 288 BGB. Rechtshangigkeit ist mit
- der Zustellung des Mahnbescheids am 21.10.2014 eingetreten (vgl. § 696 Abs. 3 BGB).

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs. 1 ZPO. Die Beklagte} hat die Kosten zu
tragen, da sie unterlegen ist.

Die Entscheidung Uber die vorldufige Vollstreckbarkeit beruht auf §§ 708 Nr. 11, 711,
713ZPO. | | |
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Ilona Brombach


Reéhtsbehelfsbelehrung

Diese Entscheidung kann mit der Berufung angefochten werden. Sie ist einzulegen in-
nerhalb einer Notfrist von einem Monat bei dem Landgerichthrankfurt am Main, Ge-
richtsstrale 2, 60313 Frankfurt am Main.

Die Frist beginnt mit der Zustellung der in vollstandiger Form abgefassten Entscheidung.
Die Berufung ist nur zuléssig, wenn der Beschwerdegegenstand 600,00 € tbersteigt
oder das Gericht die Befufung in diesem Urteil zugelassen hat. Zur Einlegung der Beru-
fung ist berechtigt, wer durch diese Entscheidung in seinen Rechten beeintrachtigt ist.
Die Berufung wird durch Einreichung einer Berufungsschrift eingelegt. Die Berufung
kann nur durch einen Rechtsanwalt eingelegt werden,

Dr. Otten
Richter am Amtsgericht
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Amtsgericht Langen (Hessen)
Aktenzeichen: 56 C 3/15 (10)

Im Namen des Volkes
Urteil

In dem Rechtsstreit

Lorraine Media GmbH, vertr. d. d. [N -uptstrake 117,
10827 Berlin

Geschiftszeichen: NG

Kldgerin

Prozessbevolimachtigter: N
I

gegen

|
' Beklagter

Prozessbevolimachtigter: Rechtsanwalt I NG
|

hat das Amtsgericht Langen (Hessen) durch Richterin am Amtsgericht Prass im schriftlichen
~ Verfahren geméaR § 495 a ZPO ohne mundliche Verhandlung nach Lage der Akten am
-03.03.2015 fiir Recht erkannt: ‘

Der Beklagte wird verurteilt, an die Klagerin 448,20 € nebst Zinsen in Héhe von
5%-Punkten liber dem Basiszinssatz seit 24.09.2014 zu zahlen.

Der Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar.
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Ilona Brombach

Ilona Brombach


Tatbestand:
Von der Darstellung des Sach- und Streitstandes wird gemaR § 313 a ZPO abgesehen.

Entscheidungsgriinde:

Die Klage ist begriindet.

Die Klagerin hat einen Anspruch gegen den Beklagten auf Zahlung von 448,20 € geman
§ 357 Abs. 8 BGB. ‘

Der Beklagte hatte die Klagerin mit der‘Anfertigung einer Fotoserie und schlieBlich der dauer-
haften Veréffentlichung der Anzeige beauftrag’t. '

Diesen Auftrag hat der Beklagte zwar fristgemaR widerrufen. Zu diesem Zeitpunkt hatte die
Kldgerin aber fast alle Leistungen bereits erbracht. Sie war daher, nachdem sie den Beklagfen
zuvor auch auf diese Folge hingewiesen hatte, berechtigt, 90% des Gesamtpreises zu be-
rechnen. ;
Der Zinsanspruch rechtfertigt sich unter dem Gesichtspunkt des Verzugs gema §§ 280 ff.
BGB. ‘ ‘

Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 ZPO.

Die Entscheidung tber die vorlaufige Vollstreckbarkeit ergibt sich aus § 713 ZPO.

Prass
Richterin am Amtsgericht


Ilona Brombach


Beglaubigte Abschrift
Amtsgericht Ebersberg

Az: 2C19/15
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In dem Rechtsstreit

Lorraine Media GmbH, vertr.d.d. [ NG Hauptstrake 117, 10827 Berlin, Gz.:
]

- Klagerin -

P vollméchtigter:

gegen

-
- Beklagte -

wegen Forderung

erlasst das Amtsgericht Ebersberg durch den Richter am Amtsgericht Kaltbeitzer im vereinfach-
ten Verfahren nach § 495 a ZPO ohne miindliche Verhandiung am 17.02.2015 folgendes folgen-

des

Endurteill

. Die Beklagte wird verurteilt, an die Kldgerin einen Geldbetrag in Hohe von Euro 448,20
nebst Zinsen in Héhe von 5 Prozentpunkten {iber dem Basiszins seit 01.10.2014 zu be-
zahlen.

Il. Die Beklagte tragt die Kosten des Rechtsstreits.

lll. Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar.


Ilona Brombach

Ilona Brombach
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Tatbestand:

Von der Darstellung des Tatbestandes wird abgesehen nach § 313 a Abs. 1 Satz 1 ZPO.

Entscheidungsgriinde:

Die zulassige Klage ist voll umfanglich begrindet.

Der Klagerin steht gegeniiber der Beklagten nach § 357 Abs. 8 BGB ein Zahlungsanspruch in Hé-
he von Euro 448,20 zu.

Unstreitig wurde zwischen den Parteien ein Vertrag Gber die Anfertigung einer digitalen Fotoserie
vom Sohn der Beklagten, die Auswahl von fiinf Fotos der gefertigten Aufnahmen und die Verof-
fentlichung dieser finf Aufnahmen fiir die Dauer von zwdlf Monaten auf der Website www.mo-


Ilona Brombach
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dels-week.de nebst einer Bannerwerbung von einem Foto auf der Titelseite abgeschlossen. Die
vereinbarte Verglitung betrug 498,00 Euro. Insoweit wird auf den in der Anlage K 1 vorgelegten
Werbe- und Anzeigenauftrag vom 28.06.2014 Bezug genommen, der von der Beklagten unter-
zeichnet wurde.

Dass die Beklagte zur Vertragsunterzeichnung durch eine arglistige Tduschung seitens der Kla-
gepartei veranlasst wurde, ist nicht ausreichend dargelegt. Im Ubrigen wurde eine Anfechtung
nicht erklart.

Soweit die Beklagte der Auffassung ist, der Klagerin stinde nach den Grundsatzen des Makler-
rechtes flr die Vermitilung von Modelauftragen keinerlei Vergitung zu, erschliefit sich dies dem
Gericht nicht, nachdem die Parteien fiir konkret bezeichnete Tatigkeiten der Klagerin eine Vergi-
tung vereinbart haben.

Weiter unstreitig wurden einundzwanzig Fotos vom Sohn der Klagerin gefertigt und fiinf ausge-
wahit.

Letztlich unstreitig hat die Beklagte den Vertrag am 14.07.2014 widerrufen.

Nachdem es sich vorliegend bei den klagerischen Tatigkeiten bis zum Widerruf um Dienstleistun-
gen gehandelt hat, die nicht zurlickgegeben werden kdnnen, steht der Klagerin nach § 357 Abs. 8
BGB fiir die bis zum Widerruf erbrachten Leistungen ein Anspruch auf Wertersatz zu, da die Be-
klagte von der Klagerin bereits vor Ablauf der Widerrufsfrist ausdriicklich eine Leistungserbrin-
gung verlangt hat.

insoweit kann auf das schriftlich fixierte Verlangen in der Anlage K 2 Bezug genommen werden.

Dass die Beklagte auf die sich hieraus ergebenden Rechtsfolgen hingewiesen und ordnungsge-
maR belehrt wurde, ergibt sich ebenfalls aus der Anlage K 2.

Bei der Berechnung des Wertersatzes ist auf den vereinbarten Gesamtpreis abzustellen.


Ilona Brombach

Ilona Brombach

Ilona Brombach

Ilona Brombach
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Dass dieser unverhaltnismafig hoch gewesén ist, hat die Beklagte schon nicht substantiiert dar-
gelegt.

Allein der Hinweis auf eine kurze Dauer der Fotoaufnahmen und auf eine Qualitét der klageri-
schen Aufnahmen, die nicht Modelfotos entsprechen wiirde, ist insoweit vollig unzureichend, zu-
mal eine bestimmte Qualitat der Aufnahmen vertraglich ohnehin nicht vereinbart war.

Auch substantiierte Darlegungen zu einem wucherischen und damit nichtigen Rechtsgeschaft
fehlen.

Ist daher vom vereinbarten Gesamtpreis in Hohe von 498,00 Euro auszugehen und beriicksichtigt
man den nachvoliziehbaren klagerischen Vortrag, dass die wesentlichen klagerischen Leistungen
bis zum Widerruf bereits erbracht waren und lediglich das Vorratighalten der Aufnahmen auf der
Website nicht erfolgen musste, erscheint ein Wertersatzanspruch in Héhe von neunzig Prozent
der vereinbarten Vergutung als angemessen.

Der Klage war daher stattzugeben.

Die Zinsentscheidung folgt aus den §§ 286, 288 BGB.


Ilona Brombach
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Kosten: § 91 ZPO.

Vorlaufige Vollstreckbarkeit: §§ 708 ziff. 11, 711, 713 ZPO.

Das Gericht hat im vereinfachten Verfahren nach § 495 a ZPO ohne miindliche Verhandlung ent-
schieden. Auf die Mdglichkeit einer solchen Entscheidung waren die Parteien zuvor hingewiesen
worden.

Die Berufung gegen das Urteil wird nicht zugelassen, da die Voraussetzungen nach § 511 Abs. 4
ZPO nicht gegeben sind.
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Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zulds-
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro (ibersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu-
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat.

Die Berufung ist binnen einer Noffrist von einem Monat bei dem
Landgericht Minchen |l
Nymphenbuirger Stralle 16
80335 Mlinchen

einzulegen.

Die Frist beginnt mit der Zustellung der volistandigen Entscheidung, spatestens mit Ablauf von fiinf Monaten
nach der Verkiindung der Entscheidung.

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwaéltin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklarung enthalten, dass
Berufung eingelegt werde.

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaitsschriftsatz begriindet werden. Auch diese Frist begmnt
mit der Zusteliung der vollstdndigen Entscheidung.

gez.

Kaltbeitzer
Richter am Amtsgericht
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Fuar die Richtigkeit der Abschrift
Ebersberg, 25.02.2015

Grimminger, JSekr’in
Urkundsbeamtin der Geschaftsstelle

Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt
- ohne Unterschrift gilitig




Abschrift

Aktenzeichen:
2 C 288/14

Amtsgericht Wismar
Im Namen des Volkes

Urteil

In dem Rechtsstreit

Lorraine Media GmbH, gesetzlich vertreten durch d. Geschéftsfilhrer Sabine Goertz, Hauptstra-

ke 117, 10827 Berlin,| KKK

- Kl&gerin -

Prozesshevollmichiialer
.
N

gegen-

- Beklagte -

Prozessbevollmachtigter:
Rechtsanwalt |

hat das Amtsgericht Wismar durch den Richter am Amtsgericht Golz fir Recht erkannt im
Verfahren gemaf § 495 a ZPO am 28.05.2015:

1. Die Beklagte wird verurteilt, € 448,20 nebst 5 % Zinsen (iber dem Basiszinssatz
seit Zustellung des Mahnbescheids (11.09.2014) an die Klagerin zu zahlen.

2. Die Beklagte tragt die Kosten des Rechtsstreits.

3. Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar.

4. Der Streitwert wird festgesetzt auf € 448,20.


Ilona Brombach
Wertersatz nach Widerruf!
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Tatbestand

Von der Wiedergabe des Tatbestandes wird abgesehen gemal § 313 a Abs. 1 ZPO.

Entscheidungsgrinde

Der Zahlungsanspruch ist begriindet. Er folgt unmittelbar aus dem unstreitig geschlossenen
schriftlichen Vertrag vom 14.06.2014 in Verbindung mit §§ 611 ff. BGB.

Der Vertragstext ist unstreitig. Mit Unterschrift vom 14.06.2014 hat die Beklagte im Sinne von §
357 BGB den sofortigen Beginn der Vertragsausfiihrung durch die Klagerin auch vor Ablauf der
Widerrufsfrist verlangt. GemaR § 357 BGB schuldet die Beklagte als Verbraucher der Klagerin
demnach Wertersatz fiir die bis zum Widerruf erbrachte Leistung, wobei bei der Berechnung des
Wertersatzes der vereinbarte Gesamtpreis zugrunde zu legen ist.

Diese Voraussetzungen liegen vor. Die Beklagte schuldet demnach grundsétzlich den vereinbar-
ten Gesamtpreis in Klagehdhe als Wertersatz. Es ist nicht feststellbar, dass dieser vereinbarte
Gesamtpreis unverhdltnismafRig hoch ist. Die insoweit darlegungshelastete Beklagte tragt hierzu
auch keine abweichenden Tatsachen, zudem auch nicht, wie sich ein Wertersatz auf der Grund-
~ lage des Marktwertes anderweitig berechnen wiirde.

Rechtserhebliche Einwendungen sind nicht ersichtlich. Entgegen der Rechtsauffassung der Be-
klagten liegt keine Nichtigkeit gemaR § 305 ¢ BGB der mit Schriftsatz vom 08.12.2014 im Bezug
genommenen Klausel vor, denn diese ist offensichtlich nicht Giberraschend, sondern noch vor Un-
terschriftsleistung eindeutig der duferen Form und dem Inhalt nach erkennbar. Auch liegen Vor-
aussetzungen einer Nichtigkeit mit § 138 BGB nicht vor. Die darlegungsbelastete Beklagte tragt
hierzu keine Tatsachen vor, insbesondere ist nicht festzustellen, dass die Beklagte aufgrund ei-
ner bestehenden Unerfahrenheit ausgenutzt wurde. Der diesbeziigliche Sachvortrag ist offen-
sichtlich unbegrindet.

Die Nebenforderung folgt unter Verzugsgesichtspunkten aus §§ 280 ff.

Die Kostenentscheidung und die Entscheidung Uber die vorldufige Vollstreckbarkeit beruhen auf
§§ 91, 708 Nr. 11, 711, 713 ZPO.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zulds-
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro Ubersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu-
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. ’

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem
Landgericht Schwerin

Demmlerplatz 1 - 2
19053 Schwerin


Ilona Brombach
Wertersatz nach Widerruf!
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einzulegen.

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollsténdigen Entscheidung, spatestens mit Ablauf von fiinf Monaten
nach der Verkiindung der Entscheidung.

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwaltin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklarung enthalten, dass
Berufung eingelegt werde.

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begriindet werden. Auch diese Frist beginnt
mit der Zustellung der vollstandigen Entscheidung.

Golz
Richter am Amtsgericht



102 C 123/15

Amtsgericht Siegburg
IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

In dem Rechtsstreit

der Lorraine Media GmbH, ges. vertr.d.d. Geschafsfuhrer Sabine Goertz, Hauptstr.
117, 10827 Berlin,

Kl&gerin,

Prozessbevollmachtigter: e
|

gegen

| |
Beklagten,

hat das Amtsgericht Siegburg

im vereinfachten Verfahren gemafR § 495a ZPO ohne mindliche Verhandiung am
19.05.2015 |

durch die Richterin Dr. Horler-Lau

fur Recht erkannt:

1. Der Vollstreckungsbescheid des Amtsgerichts Wedding vom
26.03.2015 - Az. 15-0730174-0-3 - wird aufrechterhalten, soweit der
Beklagte verurteilt wurde, an die Klagerin € 537,30 nebst Zinsen in
Héhe von 5 Prozenrtpunkten iiber dem Basiszinssatz seit dem
06.03.2015 zu zahlen.

Im Ubrigen ist der Volistreckungsbescheid wirkungslos.
2. Der Beklagte triigt auch die weiteren Kosten des Rechtsstreits.

3. Das Urteil ist vorliufig vollstreckbar.
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Tatbestand:
Ein Tatbestand ist gem. § 313a Abs. 1 ZPO nicht erforderlich.

Entscheidungsgriinde:

Die Klage ist begrindet.

Die Klagerin hat gegen den Beklagten einen Anspruch auf € 537,30 gem. § 357 Abs.
8 S. 1 BGB. | '

Der Beklagte hat mit der Klagerin einen Vertrag iber eine Dienstleistung
geschlossen, den der Beklagte spater widerrufen hat. Anders als bei dem Kauf von
Waren erhalt ein Unternehmen, das Dienstleistungen anbietet, einen Wertersatz fir |
die Dienste, die bereits vor Ablauf der Widerrufsfrist erbracht wurden, wenn der
Vertrag nachtréglich widerrufen wird. Dies gilt immer dann, wenn der Verbraucher -
hier der Beklagte - schriftlich erklart hat, dass der Dienstleister - hier die Klagerin -
schon vor Ablauf der Widerrufsfrist mit den Leistungen beginnen soll. Dies ist hier der
Fall. Vor Ablauf der Widerrufsfrist hat der Beklagte bereits Leistungen der Klagerin in |
Anspruch genommen, denn die Fotos, die ins Internet gestellt werden sdliten, wurden
angefertigt und entwickelt. Zuvor hatte der Beklagte der Klagerin auch schriftlich
bestatigt, dass bereits vor Ablauf der Widerrufsfrist mit der Erbringung der Léistungen
begonnén werden soll. |

 Fr diese bereits erbrachten Leistungen erhélt die Klagerin Wertersatz in Hhe von €
537,30. |

Der Beklagte hat innerhalb der ihm gesetzten Frist keine rechtserheblichen
Einwendungen vorgebracht. Daher gilt der Vortrag der Klagerin gemaR § 138 Abs. 3
ZPO als zugestanden. |

Der Anspruch auf Zinsen ergibt sich aus §§ 288, 291 BGB.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 ZPO; die Entscheidung zur vorlaufigen
Vollstreckbarkeit auf § 708 Nr. 11, 713 ZPO. Die Berufung wird nicht zugelassen. Der
Rechtsstreit hat weder grundsétzliche Bedeutung noch erfordert die Fortbildung des
Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung
des Berufungsgerichts, § 511 Abs. 4 ZPO.


Ilona Brombach
537,30 Euro vom Gesamtpreis!

Ilona Brombach
Wertersatzhöhe
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Der Streitwert wird auf € 537,30 festgesetzt.

Dr. Horler-Lau



Abschrift

Aktenzeichen:
2 C 186/15

Amtsgericht Maulbronn

Im Namen des Volkes

Urteil

In dem Rechtsstreit

Lorraine Media GmbH, vertr. d.d. GF Sabine Goertz, Hauptstr. 117, 10827 Berlin, Gz.:
I

- Klagerin -

P bevolimichtiater:
.

gegen

- Beklagte -

. vevollméchtiate:
Rechtsanwait |
I

wegen Forderung

hat das Amtsgericht Maulbronn durch die Richterin am Amtsgericht Regel am 11.11.2015 ohne

mindliche Verhandlung geman § 495a ZPO fiir Recht erkannt:

1. Der Vollstreckungsbescheid des Amtsgerichts Wedding vom  19.03.2015
(15-0722527-0-5) bleibt mit der MalRgabe aufrecht erhalten, dass die Beklagte verurteilt

wird, 358,20 Euro nebst Zinsen in Hohe von 5% Punkten liber dem Basiszinssatz hieraus

seit 26.02.2015 an die Klagerin zu bezahlen.
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2. Die Beklagte wird verurteilt, weitere 87,30 Euro an die Klagerin zu bezahlen.

3. Im Gbrigen wird der Vollstreckungsbescheid des Amtsgerichts Wedding vom 19.03.2015
(15-0722527-0-5) aufgehoben und die Klage abgewiesen.

4, Die Kosten des Rechtsstreits tragt die Beklagte.

5. Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar.

Beschluss

Der Streitwert wird auf 445,50 € festgesetzt.

Tatbestand

Abgeklrzt gemaR § 313 a ZPO.

Entscheidungsgrinde

Die Klage ist begriindet.
Die Klagerin hat einen Anspruch auf Zahlung von 445,50 Euro gegen die Beklagte.

Bei dem Betrag von 445,50 Euro handelt es sich um den angemessenen Betrag gemaR § 357
Abs. 8 BGB.

Am 23.11.2014 schlof? die Beklagte mit der Klagerin einen Vertrag lber die Anfertigung einer Fo-
toserie, die Entwicklung der Fotos, die Auswanl der Bilder, die Digitalisierung von 5 Bildern Satz

und Layout und Veroffentlichung der Anzeige im Internet. Der Preis betrug 485,00 Euro.
In diesem Vertrag wurde die Beklagte tber die Moglichkeit des Widerrufs belehrt.

Die Bekiagte verlangte sofortige Vertragsausfiihrung. Sie unterschrieb am 23.11.2014 den Hin-
weis, dass ihr bekannt sei, dass sie bei direkter Vertragsausflhrung ein angemessenen Werter-

satz flr erbrachte Leistungen schulde, wenn sie ihr Widerrufsrecht austbe.
Am 04.12.2014 widerrief die Beklagte den Vertrag.

Die Widerrufsbelehrung der Kidgerin ist nach Auffassung des Gerichts ordnungsgeman. Sie ent-

spricht insbesondere den Regelungen in Artikel 246 a § 1 Abs. 1 Nummer 1 und 3 EG BGB.


Ilona Brombach

Ilona Brombach
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Nach Auffassung des Gerichts entspricht die Hinweispflicht in der Widerrufsbelehrung der Klage-
rin in dem Vertrag vom 23.11.2014 den Voraussetzungen des Artikels 246 a § 1 Abs. 2 EG BGB.

Die Widerrufsbelehrung entspricht der Musterwiderrufsbelehrung. Mit dieser Belehrung genligt die
Klagerin ihren gesetziichen Informationspflichten zum Widerruf. Dariiber hinaus hat sie ein Mu-
sterwiderrufsformular in den Vertrag mitaufgenommen. Inshesondere hat die Klagerin auch dar-
uber belehrt, dass die Beklagte bei Ausubung des Widerrufsrechtes einen angemessenen Wer-
teersatz fUr erbrachte Leistungen schulde, wenn sie verlangt, dass die Ktagerin mit der Vertrags-

ausfiihrung sofort beginnt.

Der Einholung eines Sachverstandigengutachtens bedurfte es nach Auffassung des Gerichts

nicht. Der Wertersatz hat sich an der vereinbarten Vergltung zu bemessen.

Die Kiagerin | orgolog!. Aus dic-

sem ergeben sich ahnliche Preise. Hierbei ist jedoch nicht berlicksichtigt, dass eine Einstellung
ins Internet fur ein 1 Jahr erfolgen soll. Nach dem die Klagerseite wie vorgetragen bereits alles mit
Ausnahme der Einstellung ins Internet erbracht hat, war nach Auffassung des Gerichts ein 10pro-
zentiger Abschlag ordnungsgeman. Die Klagerin durfte daher insgesamt 444,50 Euro von der Be-

klagten verlangen.

Der Kiagerin stehen dariber hinaus Zinsen in Héhe des gesetzlichen Zinssatzes seit dem
26.02.2015, Zustellung des Mahnbescheides, zu. Die Klagerin hat 12 Taqe nach Mitteilung tber
die Zustellung des Mahnbescheides einen Antrag auf einen Volistreckungsbescheid gestellt. Inso-
fern ist die Frist eingehalten. Das Verfahren wurde 9 Tage nach Zustellung des Vollstreckungsbe-

scheides an das Amtsgericht abgegeben.

Die Klagerseite hat lediglich beantragt, den Vollstreckungsbescheid aufrecht zu erhalten, soweit
die Beklagte verurteilt wurde, 358,20 Euro nebst Zinsen seit Zustellung des Mahnbescheides auf-

recht zu erhalten, so dass Ziffer 5 aus der Verfugung vom 21.04.2015 keine Bedeutung mehr hat.
Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 2 ZPO.

Die Entscheidung Gber die vorlaufige Vollstreckbarkeit richtet sich nach § 708 Nr. 11, 713 ZPO.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zulas-
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro ilibersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu-
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat.


Ilona Brombach

Ilona Brombach
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Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem

Landgericht Karlsruhe
Hans-Thoma-Strale 7
76133 Karlsruhe

ginzulegen.

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollsténdigen Entscheidung, spatestens mit Ablauf von fiinf Monaten
nach der Verkindung der Entscheidung.

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwaltin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erkldrung enthalten, dass
Berufung eingelegt werde.

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begriindet werden. Auch diese Frist beginnt
mit der Zustellung der vollsténdigen Entscheidung.

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden,
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Eurc Gbersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas-
sen hat,

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Amtsgericht Maulbronn

Klosterstralte 1
75433 Maulbronn

einzulegen.

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert spater als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit-
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung giit der Beschluss
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erkldrung zu Protokoll der Geschiftsstelle des genann-
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschaftssielle jedes Amtisgerichts zu Protokol! erkidrt werden; die Frist
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt-
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben,

Regel
Richterin am Amtsgericht
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Anstelle der Verkiindung zugestellt an
die Klagepartei am
die beklagte Partei am

Reiter, JHSekr'in
Urkundsbeamtin der Geschaftsstelle



Abschrift

140 C 1921/15

Amtsgericht Miinster
IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

In dem Rechtsstreit

der Lorraine Media GmbH, vertr. d. d. Gf., Hauptstr. 117, 10827 Berlin, ,
Klagerin,

Prozessbevolmachtigter: [
|
gegen
Beklagten,
Prozessbevolimachtigte: Rechtsanwalte NG
: | |

hat das Amtsgericht Minster

im vereinfachten Verfahren gema® § 495a ZPO ohne mindliche Verhandlung am
23.10.2015

durch den Richter Braun

fiir Recht erkannt:

Der Vollstreckungsbescheid des Amtsgerichts Wedding vom 15.05.2015
(Geschaftsnummer 15-0797958-0-3) wird mit der Mafigabe aufrecht er-

halten, dass der Beklagte verurteilt wird, an die Klagerin 537,30 € nebst

Zinsen in Hohe von 5%-Punkten Uber dem jeweiligen Basiszinssatz seit
dem 23.04.2015 zu zahlen.


Ilona Brombach
Wertersatz von 537 Euro
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Der Beklagte trégt auch die weiteren Kosten des Rechisstreits

Das Urteil isf vorlaufig volistreckbar.

Tatbestand:
entfallt gem. § 313a Abs. 1 S. 1 ZPO.

Entscheidungsgriinde:
Die Klage ist zulédssig und begriindet.

Die Klagerin hat gegen den Beklagten einen Zahlungsanspruch in Héhe von 537,30
EUR aus § 357 Abs. 8 BGB.

l.

Unstreitig haben die Parteien am 17.01.2015 einen Vertrag Uber die Anfertigung ei-
ner digitalen Fotoserie von der Tochter des Beklagten, die Auswahl von flnf Fotos
der gefertigten Aufnahmen und das Vorratig-Halten dieser funf Aufnahmen fir die
Dauer von 12 Monaten auf der Internetseite der Klagerin www.models-week.de ver-
einbart. Die vereinbarte Vergiitung betrug hierfur 597,00 EUR. |

Die Klagerin hat dem Grunde nach Anspruch auf Wertersatz fur die bis zum Widerruf
erbrachten Leistungen, da der Beklagte beim Vertragsschluss schriftlich ausdriicklich
verlangt hat, dass die Klagerin schon vor Ablauf der Widerrufsfrist mit der Leistungs-
erbringung beginnt. Der Beklagte wurde im unmittelbaren Rahmen des Vertrags-
schlusses wirksam Uber das ihm zustehende Widerrufsrecht belehrt und auch aus-
driicklich auf die daraus folgende Verpflichtung zur Leistung von Wertersatz hinge-
wiesen. Dies ergibt sich aus der Anlage K2. im Ubrigen entspricht die dort angege-
bene Widerrufsbelehrung, entgegen der Ansicht des Beklagten, auch den Anforde-
rungen des Artikel 246a § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 3 EGBGB. Das der Be-
klagte den Vetrag bereits vor Sichtung der vollstandigen Vertragsunterlagen unter-
zeichnet hat, lasst die Belehrung tber das Widerrufsrecht nicht unwirksam werden.
Die Wertersatzpflicht ist auch entstanden, da die Klagerin nach dem Vertragsschluss
unmittelbar mit der Anfertigung der Fotoserie der Tochter des Beklagten begann.
Diesbezuglich handelt es sich, anders als der Beklagte meint, nicht lediglich um
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Vorbereitungshandlungen, sondern um die Erfillung der vertraglichen Leistungs-
pflichten durch die Klagerin.

Die Ansicht des Beklagten, dass die Klagerin nicht alles, was zu Erfillung des Ver-
trages erforderlich war, geleistet habe ist unerheblich, denn dass die Anzeige durch

die Klagerin nicht online gestellt wurde, war gerade die Folge seines Widerrufs.

Der Anspruch auf Wertersatz in Héhe von 537,30 EUR ist auch angemessen. Insbe-
sondere ist die vereinbarte Verglitung nicht unverhaitnismaBig i.S.d. § 357 Abs. 8 S.
5 BGB.

Aus den Anlagen K5 und KB ist ersichtlich, dass sich die vereinbarte Verglitung
durchaus im Rahmen von vergleichbaren Angeboten fir die Anfertigung von Fotose-
rien bewegt.

Die beantragten 90 % der vereinbarten Vergiitung entsprechen auch den bis zum
Widerruf erbrachten Leistungen. Entgegen der Ansicht des Beklagten, kommt es fiir
die Bestimmung des Wertersatzes nicht darauf an, wie viel Zeit die Leistungen der.
Klagerin im Verhdltnis zur vereinbarten Laufzeit des Veréffentlichung der Onlinean-
zeige betragt oder wie lange die Anfertigung der Fotoserie dauerte oder wie profes-
sionell diese durchgefihrt wurde, sondern es ist lediglich darauf abzustellen, wieviel
der geschuldeten Leistungen durch die Klagerin bereits erbracht wurden. Zum
Widerrufszeitpunkt war die Leistung der Klagerin, namlich das Bereitstellen eine Vi-
sagistin, die Anfertigung der Fotoserie, die Herstellung eines Galeriebildes, die Aus-
wahl von 5 Bildern, die Bildbearbeitung, die Datenerfassung und das Erstellen der
Onlineanzeige vollstédndig erbracht. Lediglich das veroffentlichen und Vorratig-Halten
der Anzeige auf der Webseite des Klégerih fur 12 Monate war zu diesem Zeitpunkt
noch geschuldet. [n diesem Zusammenhang ist es unerheblich, dass der Beklagte
mit Nichtwissen bestreitet, dass lediglich noch ein geringfiigiger Aufwand fir die voll-
standige Leistungserbringung durch die Klagerin nétig gewesen sei. ks ist unstreitig,
dass alle Ubrigen Leistungspflichten bereits erbracht wurden.

1.
Der Zinsanspruch ergibt sich aus §§ 288, 291 BGB.

.
Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 92 Abs. 2 Nr. 1, 269 Abs. 2 S. 3 ZPO. Der
Klager hat seine Klage hinsichtlich der Zinsforderung und der Nebenforderungen


Ilona Brombach
Folge des Widerrufs

Ilona Brombach
90% Wertersatz sind angemessen!
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teilweise zuriickgenommen. Der zuriickgenommene Teil der Klage war verhiltnis-

maRig geringflgig.

Die Entscheidung tiber die vorlaufige Vollstreckbarkeit beruht auf §§ 708 Nr. 11, 1.
Alt., 711, 713 ZPO.

Der Streitwert wird festgesetzt auf 537,30 €.

Rechtshehelfsbelehrung:

Gegen dieses Urteil ist das Rechtsmittel der Berufung fur jeden zuldssig, der durch
dieses Urteil in seinen Rechten benachteiligt ist,

1. wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 600,00 EUR ubersteigt oder
2. wenn die Berufung in dem Urteil durch das Amtsgericht zugelassen worden ist.

Die Berufung muss innerhalb einer Notfrist von einem Monat nach Zustellung
dieses Urteils schriftlich bet dem Landgericht Minster, Am Stadtgraben 10, einge-
gangen sein. Die Berufungsschrift muss die Bezeichnung des Urteils, gegen das die
Berufung gerichtet wird, sowie die Erklarung, dass gegen dieses Urteil Berufung
gingelegt werde, enthalten.

Die Berufung ist, sofern nicht bereits in der Berufungsschrift erfolgt, binnen zwei Mo-
naten nach Zustellung dieses Urteils schriftlich gegeniiber dem Landgericht Miinster
zu begriinden.

Die Parteien missen sich vor dem Landgericht Minster durch einen Rechtsanwalt
vertreten lassen, inshesondere miissen die Berufungs- und die Berufungsbegriin-
dungsschrift von einem solchen unterzeichnet sein.

Mit der Berufungsschrift soll eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des ange-
fochtenen Urteils vorgelegt werden.

Braun



Amtsgericht Langen (Hessen)
Aktenzeichen: 56 C 3/15 (10)

Im Namen des Volkes
Urteil

In dem Rechtsstreit

Lorraine Media GmbH, vertr. d. d. [N -uptstrake 117,
10827 Berlin

Geschiftszeichen: NG

Kldgerin

Prozessbevolimachtigter: N
I

gegen

|
' Beklagter

Prozessbevolimachtigter: Rechtsanwalt I NG
|

hat das Amtsgericht Langen (Hessen) durch Richterin am Amtsgericht Prass im schriftlichen
~ Verfahren geméaR § 495 a ZPO ohne mundliche Verhandlung nach Lage der Akten am
-03.03.2015 fiir Recht erkannt: ‘

Der Beklagte wird verurteilt, an die Klagerin 448,20 € nebst Zinsen in Héhe von
5%-Punkten liber dem Basiszinssatz seit 24.09.2014 zu zahlen.

Der Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar.
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Ilona Brombach

Ilona Brombach


Tatbestand:
Von der Darstellung des Sach- und Streitstandes wird gemaR § 313 a ZPO abgesehen.

Entscheidungsgriinde:

Die Klage ist begriindet.

Die Klagerin hat einen Anspruch gegen den Beklagten auf Zahlung von 448,20 € geman
§ 357 Abs. 8 BGB. ‘

Der Beklagte hatte die Klagerin mit der‘Anfertigung einer Fotoserie und schlieBlich der dauer-
haften Veréffentlichung der Anzeige beauftrag’t. '

Diesen Auftrag hat der Beklagte zwar fristgemaR widerrufen. Zu diesem Zeitpunkt hatte die
Kldgerin aber fast alle Leistungen bereits erbracht. Sie war daher, nachdem sie den Beklagfen
zuvor auch auf diese Folge hingewiesen hatte, berechtigt, 90% des Gesamtpreises zu be-
rechnen. ;
Der Zinsanspruch rechtfertigt sich unter dem Gesichtspunkt des Verzugs gema §§ 280 ff.
BGB. ‘ ‘

Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 ZPO.

Die Entscheidung tber die vorlaufige Vollstreckbarkeit ergibt sich aus § 713 ZPO.

Prass
Richterin am Amtsgericht


Ilona Brombach


5C 515

Amtsgericht Essen-Borbeck
IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

In dem Rechtsstreit

der Lorraine Media GmbH, gesetzlich vertr. d. d. Geschéftsfilhrerin Sabine Goertz,
Hauptstr. 117, 10827 Berlin,

Klagerin,
Prozessbevollméchtigter. |
]
gegen
|
Beklagten,
Prozessbevoliméchtigter: Rechtsanwalt [ GG

hat das Amtsgericht Essen-Borbeck

im vereinfachten Verfahren gemal § 485a ZPO
ohne mindliche Verhandlung am 01.07.2015
durch die Richterin am Amtsgericht Momberger

fir Recht erkannt:

Der Beklagte wird verurteilt, an die Klégerih EUR 448,20 nebst Zinsen in
Ho6he von 5%-Punkten ber dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem
20.11.2014 zu zahlen.

Die Kosten des Rechtsstreits hat der Beklagte zu tragen.
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Das Urteil ist vorlaufig volistreckbar.

Der Antrag des Beklagten auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe wird
zuriickgewiesen.

Ohne Tatbestand (gemal § 313a Abs. 1 ZPQ).

Entscheidungsgriinde:
Die Klage ist begriindet.

Der Klagerin steht der geltend gemachte Anspruch aus § 357 Abs. 8 BGB zu.

Unstreitig haben die Parteien einen Vertrag Uber die Anfertigung einer Fotoserie und
anschlieBenden Verdffentlichung geschlossen.

Ebenfalls unstreitig hat der Beklagte innerhalb der ihm zustehenden Widerrufsfrist
den Vertrag widerrufen.

Da der Beklagte - auch dies ist unstreitig - die Kldgerin schriftlich und ausdriicklich
um sofortige Vertragsausfiihrung gebeten hat, liegen die Voraussetzungen fiir einen
Anspruch der Kldgerin auf Wertersatz gemaR § 357 Abs. 8 BGB vor.

Die Einwendungen des Beklagten gegen den geitend gemachten Anspruch greifen
nicht durch.

Die Widerrufshelehrung entspricht den gesetzlichen Vorgaben. insbesondere ist vom
Unternehmer die etwaige Héhe eines zu leistenden Wertersatzes nicht vorab be-
kannt zu geben (vgl. Palandt-Griineberg, BGB, 74. Auflage 2015, EGBGB § 246 a
Rn. 9).

Es ist vorliegend auch nicht § 357 Abs. 9 BGB einschlagig, da Gegenstand des Ver-
trages nicht die Lieferung von digitalen Inhalten ist, die sich nicht auf einem kérperli-
chen Datentréger befinden. Die von der Klagerin zu erbringende Leistung erschopfte
sich nicht darin, Fotos im Internet vorzuhalten, sondern beinhaltete dartiber hinaus
auch die Anfertigung derselben. Schon aus diesem Grunde ist die Leistung der KI&-
gerin nicht unter § 357 Abs. 9 BGB zu subsumieren.


Ilona Brombach
Widerrufsfrist

Ilona Brombach
Wertersatz gemäß § 357 Abs. 8 BGB

Ilona Brombach
Widerrufsbelehrug entspricht den Vorgaben

Ilona Brombach
Nicht unter § 357 Abs. 9 BGB zu subsumieren
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SchlieRlich ist auch der Wertersatz nicht unangemessen. Eine wesentliiche Uberhd-
hung der vereinbarten Vergiitung kann jedenfalls nicht festgestellt werden. Zwar legt
der Beklagte Internetangebote vor, um seinen entsprechenden Vortrag zu stiitzen,
allerdings umfassen diese Angebote iediglich das Styling und Anfertigen der Fotos,
nicht jedoch die weitere von der Kidgerin geschuldete Leistung, namlich die Verof-
fentlichung im Internet. Bei der Frage, ob die vereinbarte Vergiitung iberhéht ist, ist
auf die vereinbarte Leistung abzustellen und nicht lediglich auf die erbrachten Leis-
tungen vor Widerruf. Unabhéngig davon hat die Kl‘égerin Angebote vorgelegt, die
einen weitaus héheren Preis aufgerufen haben, als die von dem Beklagten vorge-
legten Angebote. Dass eine wesentliche Uberhéhung der vereinbarten Vergiitung
nicht festgestellt werden kann, geht zu Lasten des insoweit darlegungs- und be-
weisbelasteten Beklagten.

Soweit die Kiagerin als Wertersatz 90% der vereinbarten Vergiitung zugrundelegt, ist
dies ebenfalls nicht unangemessen, da unstreitig der Grofteil der von der Kldgerin zu
erbringenden Leistung (der Teil, der unstreitig die Arbeit macht), vor Widerruf bereits

erbracht worden war.

Der Zinsanspruch ergibt sich aus §§ 286, 288 BGB.

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 91, 708 Nr. 11, 713 ZPO.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen dieses Urteil ist das Rechtsmittel der Berufung fiir jeden zuléssig, der durch
dieses Urteil in seinen Rechten benachteiligt ist,

1. wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 600,00 EUR ubersteigt oder
2. wenn die Berufung in dem Urteif durch das Amtsgericht zugelassen worden ist.

Die Berufung muss innerhalb einer Notfrist von einem Monat nach Zustellung
dieses Urteils schriftlich bei dem Landgericht Essen, Zweigertstr. 52, 45130 Essen,
eingegangen sein. Die Berufungsschrift muss die Bezeichnung des Urteils, gegen
das die Berufung gerichtet wird, sowie die Erkldrung, dass gegen dieses Urteil Beru-
fung eingelegt werde, enthalten.

Die Berufung ist, sofern nicht bereits in der Berufungsschrift erfolgt, binnen zwei Mo-
naten nach Zusteliung dieses Urteils schriftlich gegentber dem Landgericht Essen zu -
begriinden.


Ilona Brombach
90% Wertersatz ist angemessen!

Ilona Brombach
Wertersatz bei Widerruf!
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Die Parteien miissen sich vor dem Landgericht Essen durch einen Rechtsanwalt ver-
treten lassen, insbesondere miissen die Berufungs- und die Berufungsbegriin-
dungsschrift von einem solchen unterzeichnet sein.

Mit der Berufungsschrift soll eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des ange-
fochtenen Urteils vorgelegt werden.

Gegen den Prozesskostenhilfe zuriickweisenden Beschluss ist das Rechtsmittel der
sofortigen Beschwerde gegeben, wenn

1. der Wert der Hauptsache 600,00 EUR lbersteigt,

2. das Gericht ausschlieBlich die persdnlichen und wirtschaftlichen
Voraussetzungen fir die Prozesskostenhilfe verneint oder

3. das Gericht die Zahlung von Raten angeordnet hat.

Die sofortige Beschwerde ist bei dem Amtsgericht Essen-Borbeck oder dem Landge-
richt Essen schriftlich in deutscher Sprache oder zur Niederschrift der Geschéftsstelle
einzulegen. Die Beschwerde kann auch zur Niederschrift der Geschéftsstelle eines
jeden Amtsgerichtes abgegeben werden.

Die sofortige Beschwerde muss die Bezeichnung des angefochtenen Beschlusses
sowie die Erklarung enthalten, dass sofortige Beschwerde gegen diesen Beschluss
eingelegt wird. Sie ist zu unterzeichnen und soll begriindet werden.

Die sofortige Beschwerde muss spéatestens innerhalb einer Notfrist von 1 Monat
bei dem Amtsgericht Essen-Borbeck, Marktstr. 70, 45355 Essen-Borbeck, oder dem
Landgericht Essen, Zweigertstr. 52, 45130 Essen, eingegangen sein. Dies gilt auch
dann, wenn die sofortige Beschwerde zur Niederschrift der Geschéftsstelle eines
anderen Amtsgerichts abgegeben wurde. Die Frist beginnt mit der Zustellung des
Beschiusses, spéatestens mit Ablauf von fiinf Monaten nach Erlass des Beschlusses.

Momberger



Ausfertigung
23 C 104/15 AT TN

Amtsgericht Esseni
IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

In dem Rechtsstreit

der Lorraine Media GmbH, Vertr. d. d. Geschiftsfiihrer Sabine Goertz, Hauptstr. 117,
10827 Berlin,

Kldgerin,
Prozessbevollméchtigter: !
I
gegen
: Beklagte,
Prozessbevollmichtigter: Rechtsanwalt [ lGETGNININGNGNGNGEEEE

hat das Amtsgericht Essen

im schriftlichen Verfahren gemiB § 4952 ZPO
am 18.08.2015 - '
durch die Richterin am Amtsgericht Balster

fiir Recht erkannt:

Die Beklagte wird verurteilt, an die Kléigerin 448,50 € nebst 5%-Punkten Zinsen

{iber dem Basiszinssatz seit dem29.01.2015 zu zahlen. -

Die Kosten des Verfahrens tragt die Beklagte.
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Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar.

Tatbestand :

Von der Darstellung des Tatbestandes wird gemh §§ 495 a,4313 a Absatz 1 ZPO abgeschen.

Entscheidungsgriinde:

Die Klage ist zuldssig und hat wie ausgeurteilt gema §§ 357 Absatz 8,631 BGB Erfolg.

Die Parteien haben unter dem 24.08.2014 einen Vertrag dergestalt geschlossen, dass die
Beklagte sich verpflichtete, fiir die Anfertigung einer Fotoserie, Entwicklung der Fotos,
Auswahl der Bilder, Digitalisierung von 5 Bildern, Satz und Layout und dauerhafter
Veroffentlichung der Anzeige im Internet, sowie Weitervermittlung von Interessenten 498 €
an die Kldgerin zu zahlen. Sie hat auch die Belehrung tiber ihr Widerrufsrecht unterzeichnet.
Durch Unterzeichnung hat sie bestitigt, dass sie im Falle des Widerrufs Wertersatz fiir

erbrachte Leistungen zu zahlen hat,

Am 26.08.2014 erklirte die Beklagte den Widerruf. Die Anzeige wurde nicht veréffentlicht.
Wenn die Beklagte durch ihre Unterschrift bestitigt hat, im Falle des Widerrufs der Klidgerin
angemessenen Wertersatz fiir erbrachte Leistungen zu .schulden, so muss sie sich
vollumfénglich daran festhalten lassen.

Vollkommen unerheblich ist, wenn mﬁglicherweise, wie die Beklagte vortrigt, tatsdchlich
einey Unmenge von 300 Interessenten anwesend gewesen sein sollen und es zu einer
,FlieBbandabfertigung® gekommen sein sollte.

Die Beklagte rﬁag zu sehr konzentriert darauf gewesen sein, dass ihr Wunsch, eine
Modellkariere anzutreten, moglicherweise durch die Vertragsunterzeichnung gefordert
werden  konnte. Gleichwohl musste sie sich auch immer dann, wenh sie verbindliche
‘Unterschriften abgibt, Bedeutung ﬁnd Trégweite derselben sicher sein und sich diese vor
Augen fiihren. Entschuldigungsgriinde, dies vorliegend nicht getan zu haben, sind fiir das

Gericht in keinster Weise ersichtlich.

Selbst wenn die Fotografien jeweils nur 3 bis 4 Minuten gedauert haben, so ist auf den von
der Klagerin vorgelegten Fotos ersichtlich, dass es sich um 18 verschiedene (1) Fotos handelt.
Die Riige, es sei nicht darauf geachtet worden, dass eine optimale Inszenierung der Person

érfolgte oder das die Arbeit nicht professionell gewesen sein’ soll, ist vollkommen ohne.
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Beweisantritt und nihere substantiierte Darlegung seitens der Beklagten abgegeben worden.
Die. Ausfiihrung der Beklagten zu dem Aufwand liegen neben der Sache, denn die Klagerin.
macht kéinen Aufwendungsersatzanspruch geltend, sondern einen nach § 357 Absatz 8 Satz 4

BGB modifizierten vertraglichen Zahlungsanspruch auf Werklohn.

Bei der Berechnung des Wertersatzés im Sinne der Vorgénannten Vorschrift ist aber der
vereinbarte Gesamtpreis zugrundezulegen. |

Dass tatsdchlich die Beklagte — unerheblich ist, ob nur teilweise oder starker - geschminkt
Wurde, 18 Bilder angefertigt wurden, ein Galeriebild 100 x 150 Pixel bei 72 dpi erstellt
wurde, 5 Bilder ausgew#hlt wurden, Bildbearbeitung und Datenerfassung abgefunden hat, hat

die Beklagte letztlich substantiiert nicht bestritten.

Ausreichend fiir die nach dem Widerruf dann tatsichlich nicht erfolgte Einstellung ins Netz
und das Vorritighalten der Anzeige fiir 1 Jahr auf dem Server von 10 % des vereinbarten

Gesamtpreises ist angemessen und ausreichend. DemgemaB ist die Beklagte zur Zahlung von
498 € abziiglich 49,80 € = 448,20 € verpflichtet.

Der Zinsanspruch folgt aus § 288 Absatz 1 BGB.

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf den §§ 91 Absatz 1, 708 Nummer 11,
711,713 ZPO.
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als Urkundsbeamtin der Gesc’héfts :


Ilona Brombach
90% Wertersatz bei Widerruf!


Abschrift

26 C 58/15

Amtsgericht Briihl
IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

In dem Rechtsstreit

der Lorraine Media GmbH, gesetzl. vertr. d. d. Geschéftsfuhrerin Sabine Goertz,
Hauptstr. 117, 10827 Berlin,

Klagerin,
gegen
Beklagten,
Prozessbevollméachtigter: Rechtsanwalt_
I

hat das Amtsgericht Brihl

im vereinfachten Verfahren gemalk § 495a ZPO chne miindliche Verhandlung am
19.08.2015

durch den Richter Dr. Trafkowski

fiuir Recht erkannt:

1. Der Beklagte wird verurteilt, an die Klagerin 448,20 € nebst 5 % Zinsen Uber

dem Basiszinssatz seit dem 14.2.2015 zu zahlen.
2. Der Beklagte tragt die Kosten des Rechtsstreits.

3. Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar.



2.
Tatbestand

(ohne Tatbestand gema® § 313a Abs. 1 ZPQ)

Entscheidungsgriinde
Die Klage ist zuldssig und begriindet.

Die Klagerin hat einen Anspruch gegen den Beklagten auf Bezahlung von 448,20 €
aus § 357 Abs. 8 S. 4 BGB. Der von den Parteien am 1.11.2014 geschlossene
Werbe- und Anzeigenvertrag wurde durch den Widerruf des Beklagten vom
2.11.2014 fristgerecht widerrufen gemaR § 355 Abs. 1 BGB. Auf Bl. 20 der Akte ist
dokumentiert, dass der Beklagte gemal § 357 Abs. 8 S. 2 und 3 BGB gemé&R § 246a -
EGBGB belehrt worden ist und dass sodann der Beklagte schriftlich verlangt hat,
dass die Kldgerin mit der Vertragsausfihrung sofort beginne. Er hat auch
gegengezeichnet, dass ihm bekannt sei, angemessenen Wertersatz fir die
erbrachten Leistungen zu schulden, wenn er sein Widerrufsrecht ausibt.

Bei der Berechnung des gemal § 357 Abs. 8 S. 4 BGB geschuldeten Wertersatzes
ist zunéchst der vereinbarte Gesamtpreis zugrundezulegen. Vor diesem Hintergrund
ist es nicht zu beanstanden, dass die Kidgerin unter Abzug eines zehn-prozentigen
Abschlags zu einem Wertersatz i.H.v. 448,20 € kommt. Es ist nachvoliziehbar, dass
die vorliegend erbrachten Leistungen, die kosmetische Vorbereitungen des
Beklagten fur das Fotoshooting, der Anfertigung der Fotos, die Auswahl von Bildern
und der Fassung der Kundendaten bereits den groften Anteil der zu erbringenden
Leistungen ausmachen. Es ist gerichtsbekannt, dass das online stellen eine Anzeige
mit geringem Aufwand verbunden ist, so dass ein mehr als 10 %iger Abschlag vom

vereinbarten Gesamtpreis nicht erforderlich ist.

Der Beklagte hat nicht genug dazu vorgetragen, warum der vereinbarte Gesamipreis
unverhdltnismaBig sein soll, in weichem Falle gemaR S. & der zitierten Vorschrift auf
den Marktwert der erbrachten Leistung abzustelien ware. Insbesondere kommt es
nicht darauf an, ob die erbrachten Leistungen ohne das online stellen fiir den
Béklagten einen Wert haben oder nicht. Denn durch seinen Widerruf hat er die
Unterbrechung des Vertrages ja gerade hervorgerufen. Ein besonderes
Missverhiltnis des vereinbarten Gesamtpreises von 498 € zu den Leistungen aus

dem Werbe- und Anzeigenauftrag ist nicht erkennbar.


Ilona Brombach
Der Beklagte hat den Vertrag widerrufen!


-3-
Die prozessualen Nebenentscheidungen ergeben sich aus den §§ 91, 708 Nr. 11,

711,713 ZPO.
Streitwert 448,20 €.

Rechtsbehelfshelehrung:

Gegen dieses Urteil ist das Rechtsmittel der Berufung fir jeden zuldssig, der 'durch
dieses Urteil in seinen Rechten benachteiligt ist,

1. wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 600,00 EUR Ubersteigt oder
2. wenn die Berufung in dem Urteil durch das Amisgericht zugelassen worden ist.

Die Berufung muss innerhalb einer Notfrist von einem Monat nach Zustellung
dieses Urteils schriftlich bei dem Landgericht K&In, Luxemburger Str. 101, 50939
KéIn, eingegangen sein. Die Berufungsschrift muss die Bezeichnung des Urteils,
gegen das die Berufung gerichtet wird, sowie die Erklarung, dass gegen dieses Urteil
Berufung eingelegt werde, enthalten.

Die Berufung ist, sofern nicht bereits in der Berufungsschrift erfolgt, binnen zwei
Monaten nach Zustellung dieses Urteils schriftlich gegeniiber dem Landgericht Kéln
zu begrinden.

Die Parteien miissen sich vor dem Landgericht Kéln durch einen Rechtsanwalt
vertreten lassen, insbesondere missen die Berufungs- und die
Berufungsbegriindungsschrift von einem solchen unterzeichnet sein.

Mit der Berufungsschrift soll eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des
angefochtenen Urteils vorgelegt werden.

Dr. Trafkowski



-Abschrift -

Amtsgericht
Einbeck

2C 315115

Im Namen des Volkes

Urteil

In dem Rechtsstreit

Lorraine Media GmbH gesetzlich vertr. d.d. GF Sabine Goertz, Hauptstr. 117, 10827 Berlin

Klagerin

gegen

Beklagte

AG CU_5W.DOTX Urteil - Schriftliches Verfahren gemaf § 495a ZP0O Wetzel {08.14)
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‘

hat das Amtsgericht Einbeck im Verfahren gem. § 495 a ZPQO mit einer Erklarungsfrist bis zum
11.12.2015 am 29.12.2015 durch den Richter Oelschlagel fiir Recht erkannt:

1. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klagerin einen Betrag von 537,30 Euro
nebst Zinsen in Héhe von 5 Prozentpunkten (ber dem Basiszinssatz seit
dem 18. Juni 2015 zu zahlen.

2. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

3. Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar.

Tatbestand:

Von der Darstellung des Tatbestandes wird gem. § 313 a Abs. 1 Satz 1 ZPO abgesehen.

Entscheidungsgriinde:

1.

Die zulassige Klage ist voll umfanglich begrindet.

Der Klagerin steht der geltend gemachte Zahlungsanspruch in Héhe von 537,30 Euro gemal
§ 357 Abs. 8 BGB zu.

Der als Anlage K 1 eingereichte Vertrag vom 22. Februar 2015 wurde zwischen den Parteien
geschlossen, wonach fur das Anzeigenpaket ,Models-Week & Banner & More* mit einer Min-
destlaufzeit von 12 Monaten ein Preis von 597,00 Euro zu zahlen war.

Die Beklagte hat nicht ausreichend dargelegt, dass sie durch eine arglistige Tauschung zur
Vertragsunterzeichnung veranlasst wurde und darliber hinaus eine entsprechende Anfech-
tung nicht erklart.

Da die Beklagte den Vertrag am 12. Marz 2015 widerrufen hat, steht der Klagerin nach § 357
Abs. 8 BGB fur die erbrachten Leistungen ein Anspruch auf Wertersatz zu. Darauf wurde die
Beklagte durch die Klagerin mit der als Anlage K 2 eingereichten und von der Beklagten un-
terzeichneten Widerrufsbelehrung hingewiesen.

Bei der Berechnung des Wertersatzes ist zunachst auf den vereinbarten Gesamtpreis abzu-
stellen. Soweit die Beklagte vorgetragen hat, die Bilder entsprachen nicht der Arbeit eines
professionellen Fotografen, sondern eines unbegabten Laien, so vermag dieser Vortrag nicht,
eine unverhaltnismaBige Hohe des Gesamtpreises substantiiert darzulegen.

Unter Bericksichtigung der von der Klagerin bis zum Widerruf erbrachten Leistungen ist ein
Wertersatzanspruch in Héhe von 90 Prozent der urspriinglich vereinbarten Vergitung ange-
messen.

Der Klage war daher stattzugeben.
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Die Zinsentscheidung folgt aus §§ 286, 288 BGB (vgl. Palandt/Grineberg, Kommentar zum
BGB, 74. Auflage 2015, § 291 Randnummer 1)

1,
Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 ZPO, die der vorlaufigen Volistreckbarkeit auf §§ 708
Nr. 11, 711, 713 ZPO.

Das Gericht hat im vereinfachten Verfahren nach § 495 a ZPO ohne mundliche Verhandlung
entschieden. Auf diese Moglichkeit einer solchen Entscheidung waren die Parteien zuvor hin-
gewiesen worden.

Die Berufung gegen das Urteil wird nicht zugelassen, da die Voraussetzungen nach § 511
Abs. 4 ZPQO nicht gegeben sind.

QOelschlagel
Richter

Seite 3/3
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Amtsgericht Bad Hersfeld f{\?’ - Verkiindet am 12.01.201ww :

Akt ichen: 10 C 15 (10 F?‘J‘u stizangestellte
enzeichen: 10 C 875/15 (10) Urkundsbeamtin der Geschéfisstelle

Im Namen des Volkes
Urteil

In dem Rechtsstreit

Lorraine Media GmbH vertr.d.d. GF | Hauptstr. 117, 10827 Berlin

Kldgerin
e
I -
gegen

Beklagte

hat das Amtsgericht in Bad Hersfeld durch den Richter am Amtsgericht Leimbach
im schriftlichen Verfahren gemiB §495a ZPO unter Bestimmung des Termins, bis zu dem
Schriftsitze eingereicht werden kénnen, fiir den 22.Dezember 2015

fiir Recht erkannt: '

Der Vollstreckungsbescheid des Amtsgerichts Wedding vom 28.Mai 2015 (Geschiifts-
Nummer 15-0781624-0-6) wird, nach teilweiser Klagerlicknahme, aufrechterhalten,
soweit die Beklagte verurteilt worden ist, an die Kl4gerin 448,20 € nebst Zinsen in
Héhe von 5%-Punkten iiber dem Basiszinssatz ab dem 2.Mai 2015 zu zahlen.

Von den Kosten des Rechtsstreits haben die Kldgerin infolge der teilweisen
Klageriicknahme ein Zehntel und die Beklagte neun Zehntel zu tragen, ferner hat die
Beklagte die durch ihre S&umnis veranlassten Kosten zu tragen.

Das Urteil ist vorldufig vollstreckbar.

Tatbestand:
(GemiB §313a, Abs.1 ZPO wird von der Darstellung des Tatbestandes abgesehen)



-0

‘

hat das Amtsgericht Einbeck im Verfahren gem. § 495 a ZPQO mit einer Erklarungsfrist bis zum
11.12.2015 am 29.12.2015 durch den Richter Oelschlagel fiir Recht erkannt:

1. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klagerin einen Betrag von 537,30 Euro
nebst Zinsen in Héhe von 5 Prozentpunkten (ber dem Basiszinssatz seit
dem 18. Juni 2015 zu zahlen.

2. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

3. Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar.

Tatbestand:

Von der Darstellung des Tatbestandes wird gem. § 313 a Abs. 1 Satz 1 ZPO abgesehen.

Entscheidungsgriinde:

1.

Die zulassige Klage ist voll umfanglich begrindet.

Der Klagerin steht der geltend gemachte Zahlungsanspruch in Héhe von 537,30 Euro gemal
§ 357 Abs. 8 BGB zu.

Der als Anlage K 1 eingereichte Vertrag vom 22. Februar 2015 wurde zwischen den Parteien
geschlossen, wonach fur das Anzeigenpaket ,Models-Week & Banner & More* mit einer Min-
destlaufzeit von 12 Monaten ein Preis von 597,00 Euro zu zahlen war.

Die Beklagte hat nicht ausreichend dargelegt, dass sie durch eine arglistige Tauschung zur
Vertragsunterzeichnung veranlasst wurde und darliber hinaus eine entsprechende Anfech-
tung nicht erklart.

Da die Beklagte den Vertrag am 12. Marz 2015 widerrufen hat, steht der Klagerin nach § 357
Abs. 8 BGB fur die erbrachten Leistungen ein Anspruch auf Wertersatz zu. Darauf wurde die
Beklagte durch die Klagerin mit der als Anlage K 2 eingereichten und von der Beklagten un-
terzeichneten Widerrufsbelehrung hingewiesen.

Bei der Berechnung des Wertersatzes ist zunachst auf den vereinbarten Gesamtpreis abzu-
stellen. Soweit die Beklagte vorgetragen hat, die Bilder entsprachen nicht der Arbeit eines
professionellen Fotografen, sondern eines unbegabten Laien, so vermag dieser Vortrag nicht,
eine unverhaltnismaBige Hohe des Gesamtpreises substantiiert darzulegen.

Unter Bericksichtigung der von der Klagerin bis zum Widerruf erbrachten Leistungen ist ein
Wertersatzanspruch in Héhe von 90 Prozent der urspriinglich vereinbarten Vergitung ange-
messen.

Der Klage war daher stattzugeben.
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Die Zinsentscheidung folgt aus §§288, 291 BGB. Es werden nur noch die gesetzlichen Zinsen
ab Zustellung des Mahnbescheids verlangt.

Die Kostenentscheiduhg folgt, soweit die Beklagte antragsgemif verurteilt wurde, aus §91
ZPO, hinsichtlich der Saumniskosten aus §344 ZPO, hinsichtlich der durch die
Klageriicknahme veranlassten Kosten aus §269,Abs.3 ZPO, insgesamt sodann aus §92,Abs.1
ZPO.

Der Vollstreckbarkeitsausspruch folgt aus §§708, Ziffer 11, 711, 713 ZPO.

Rechtsmittelbelehrung:
Diese Entscheidung kann mit der Berufung angefochten werden. Sie ist einzulegen

innerhalb einer Notfrist von einem Monat bei dem

Landgericht Fulda, Am Rosengarten 4, 36037 Fulda.

Die Frist beginnt mit der Zustellung der in vollstindiger Form abgefassten
Entscheidung. Die Berufung ist nur zuléiissig, wenn der Beschwerdegegenstand 600,00
€ iibersteigt oder das Gericht die Berufung in diesem Urteil zugelassen hat, Zur
Einlegung der Berufung ist berechtigt, wer durch diese Entscheidung in seinen
Rechten beeintriichtigt ist. Die Berufung wird durch Einreichung einer
Berufungsschrift eingelegt. Die Berufung kann nur durch einen Rechtsanwalt
eingelegt werden. '

| ;,.4--",./«/1@1
Leimbach

Richter am Amtsgericht



Abschrift

Amtsgericht Tempelhof-Kreuzberg

Im Namen des Volkes
Urteil gem. § 495a ZPO

Geschaftsnummer: 14 C 330/15 - zugestelitan :

In dem Rechtssireit

der Lorraine Media GmbH,
vertreten d.d. Geschéftsfihrerin || G
HauptstraBe 117, 10827 Berlin,

Klagerin,
- Prozessbevollméchtigter:
]
gegen
] :
|
Beklagte,

hat daé Amtsgericht Tempelhof-Kreuzberg, Zivilprozessabteilung 14, im schriftlichen Verfahren am
21.12.2015, bei dem Schriftsétze bis zum 11.12.2015 eingereicht werden konnten, durch die
Richterin am Amtsgericht Klebe fiir Recht erkannt: '

—h

. Der Vollstreckungsbescheid des Amtsgericht Wedding vom 14.8.2015 - Geschaftsnummer: 15-
952607-0-4 - bleibt aufrechterhalten, soweit die Beklagte verurteilt worden ist, an die Klagerin
537,30 EUR nebst Zinsen in H6he von 5 Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz seit dem
23.7.2015 zu zahlen. Im Ubrigen wird der Vollstreckungsbescheid aufgehoben.

N

. Die Beklagte hat die weiteren Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

3. Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar.
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Von der Abfassung eines Tatbestandes wird gemaf '§§ 495 a, 313 a ZPO abgesehen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch der Beklagten, der in rechter Form und Frist (§§ 700, 339, 340 ZPO) erfolgt und
damit zul&ssig ist, hat in der Sache keinen Erfolg, weshalb der angefochtene
Volistreckungsbescheid aufrechtzuerhalten war, soweit nicht die Kldgerin die Klage

- zuriickgenommen hat, § 343 ZPO.

Der Klagerin steht gegen die Beklagte ein Anspruch auf Zahlung von 537,50 EUR gemaB §§ 241,
311 in Verbindung mit § 357 Abs. 8 BGB zu.

Unstreitig beauftragte die Beklagte die Klagerin mit schriftichem Dauer Werbe- & Anzeigenauftrag
fur die Verdffentlichung einer Fotochiffreanzeige vom 26.4.2015 u. a. eine digitale Fotoserie
anzufertigen, flnf Bilder davon auszusuchen und als Anzeige zu verdffentlichen, woflr ein Preis
von 597,00 EUR vereinbart und von der Beklagten zu zahlen war.

Die Beklagte wurde (iber ihr Widerrufsrecht belehrt, was diese mit ihrer Unterschrift unter der
Widerrufsbelehrung bestatigte und bestatigte, ebenfalls mit ihrerUnterschrift, dass die Kiagerin
mit der Vertragsausfiihrung sofort beginnt und ihr bekannt ist, dass sie - die Beklagte -
angemessenen Wertersatz fur erbrachte Leistungen schulde, wenn sie inr Widerrufsrecht ausibt.

Die Kiagerin hat vorgetragen, dass sie am gleichen Tag 46 Fotos angefertigt und entwickelt habe,
finf davon ausgesucht und das Galeriebild und die Anzeige angefertigt worden seien. Da die
Beklagte am 6.5.2015 einen Widerruf erklarte, sei die Anzeige nicht verdffentlich worden.

Infolge des Widerrufs schulde die Beklagte der Klagerin fur die bis zum Widerruf erbrachte
Leistung, § 367 Abs. 8 BGB. Sie - die KI&gerin - habe fast alle Leistungen - bis auf das Vorratig-
Halten der Anzeige auf dem Server im Internet fir ein Jahr erbracht. Erspart habe die Klégerih
daher nur den Aufwand/Kosten die dafir entstanden wéren, die Anzeige ,ins Netz* zu stellen und
ein Jahr abrufbar zu halten. Dieser Aufwand sei mit einem Abschlag von 10 % auf den
vereinbarten Gesamtpreis zu = 59,70 EUR, zu bewerten.

ZP 450



Die Beklagte ist den Ausfuhrungen der Kldgerin in der Anspruchsbegrindung nicht
entgegengetreten. Soweit die Beklagte in ihrem Einspruch ausfihrt, die Klagerin habe die
Kiindigung nicht angenommen und der Vertrag sei auBBerhalb der eigenen Firma geschlossen
worden, fuhrt dies zu keiner anderen rechtlichen Beurteilung. Da die Beklagte ausdriicklich
gewiinscht und dies Uberdies noch mit ihrer Unterschrift bestétigt hat, dass die die Kiagerin mit der
Vertragsausfiihrung sofort beginnt und ihr bekannt ist, dass sie - die Beklagte - angemessenen
Wertersatz flr erbrachte Leistungen schulde, wenn sie ihr Widerrufsrecht austbt, steht der '
Klagerin der mit der Klage geltend gemachte Anspruch zu.

Der Zinsanspruch beruht auf §§ 288, 291 BGB.

Die Kostenentscheidung hat ihre Grundlage in §§ 92 Abs. 2 Nr. 1, 269 Abs. 3 Satz 2 ZPO.
Die Entscheidung (iber die vorlaufige Vollstreckbarkeit des Urteils folgt aus §§ 708 Nr. 11, 713
ZPO.

Die Berufung ist nicht zuzulassen, § 511 Abs. 4 ZPO. Die Rechtssache hat weder grundsatzliche
Bedeutung noch erfordert die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen
Rechtssprechung eine Entscheidung des Berufungsgerichts.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die Entscheidung kdnnen Sie unter bestimmten Voraussetzungen Berufung einlegen,
wenn Sie durch die Entscheidung in lhren Rechten beeintrachtigt sind.

1. Welche Voraussetzungen miissen erfiillt sein, damit Sie Berufung einlegeﬁ kénnen?
Der Wert des Beschwerdegegenstandes muss 600,00 Euro Ubersteigen
oder
Die Berufung ist vom Géricht, das die Entscheidung getroffen hat, zugelassen worden.

2. Miissen Sie sich anwaltlich vertreten lassen?
Im Bérufungsverfahren muissen Sie sich von einer Rechtsanwaéltin oder einem
Rechtsanwalt vertreten lassen.

Dies gilt fur das Einlegen der Berufung und die Begriindung.

3. In welcher Form und bei welchem Gericht kénnen Sie Berufung einlegen?

ZP 450



Die Berufung muss schriftlich durch lhre Rechtsanwiltin oder Ihren Rechtsanwalt beim
Landgericht Berlin oder Landgericht Berlin oder

LittenstraBle 12-17 Tegeler Weg 17-21

10179 Berlin 10589 Berlin

Landgericht Berlin, TurmstraBe 91, 10559 Berlin

eingelegt werden.

Dié Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die
Erklarung enthalten, dass Berufung eingelegt wird.

Die Berufungs- und die Berufungsbegrindungsschrift missen von lhrer
Rechtsanwaéltin/lhrem Rechtsanwalt unterschrieben sein.

Der Schriftsatz ist in deutscher Sprache zu verfassen.

4. Welche Fristen sind zu beachten?

Die Berufung ist innerhalb einer Notfrist von einem Monat bei dem oben genannten
Gericht einzulegen.

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollstandigen Entscheidung, spatestens mit Ablauf
von funf Monaten nach Verkiindung der Entscheidung, wenn die Entscheldung nicht
zugestellt werden konnte.

Die Berufungsschrift muss innerhalb der Frist beim Gericht eingegangen sein.

Die Berufung ist, sofern nicht bereits in der Berufungsschrift erfolgt, innerhalb von zwei
Monaten schriftlich zu begriinden.
Auch diese Frist beginnt mit der Zustellung der volistdndigen Entscheidung.

Klebe
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: - Beglaubigte Abschrift -
Amtsgericht Frankfurt am Main
Aktenzeichen: 32 C 254/15 (69)

sG]

Im Namen des Volkes
Urteil

In dem Rechtsstreit

J
Lorraine MediaGmbH g.v.d.d. GFin Sabine Goertz, HauptstraRe 117, 10827 Berlin
Geschaftszeichen:

. Klagerin
Frozessevalimachtigter. |
I
Geschéftszeichen: IEEEGEGE
gegen
Beklagter

hat das Amtsgericht Frankfurt am Main durch den Richter am Amtsgericht Dietz im
schriftlichen Verfahren geméaR § 495 a ZPO am 27.03.15 fiir Recht erkannt:

Der Beklagte wird verurteilt, an die Klagerin 448,20 € nebst Zinsen in Hahe von 5 Pro-
zentpunkien Uber dem Basiszins seit dem 25.09.2014 zu zahien.

Die Kosten des Rechtsstreits tragt der Beklagte.

Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar.

Tatbestand

1/3
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Von der Darstellung des Tatbestandes wird gemag
§ 313 a ZPO abgesehen.

Entscheidungsgriinde:

" Die Klage ist das § 357 Abs. 8 BGB in der Hauptsache und aus §§ 286, 288 BGB we-

gen der Zinsen uneingeschrankt begriindet.

Der Klagerin steht gegen den Beklagten der geltend gemachte Anspruch zu. Zwar ist
der Beklagte als Verbraucher im Sinn des § 13 BGB anzusehen. Jedoch haben die
Parteien am 29.06.2014 einen Werkvertrag geschlossen, wonach die Klagerin be-
stimmte Leistungen zu erbringen hatte, es wurde eine Widerrufsbelehrung fur den Be-
klagten erteilt, die der Beklagte ebenfalls unterzeichnet hat und er hat ebenfalls eine
Erklarung unterzeichnet, wonach er die Klagerin auffordert, mit der Ausfuhrung sofort
zu beginnen. Dabei war ihm bekannt, dass er angemessenen Wertersatz fiir erbrachte
Leistungen schuldet, wenn er sein Widerrufsrecht ausiibt (vgl. Bl. 11, 12 d.A.; Vertrag
vom 29.06.2014). Tatsachen, die ein Anfechtungsrecht zu Gunsten des Beklagten
begriinden wirden, sind nicht vorgetragen. Die Ausfiihrungen des Beklagten, die Ver-
anstaltung sei so gestaltet, dass die Teilnehmer dies zwingend sofort als eine gewerb-
lich organisierte Verkaufsveranstaltung erkennen, ersetzt keinen Tatsachenvortrag,
der die Tatbestandsmerkmale des §§ 123 Abs. 1 BGB ausflilen wirde.

Zu Unrecht beruft sich der Beklagte auf § 312 Abs. 1 Z. 2 BGB, wonach ein Haustir-
geschéft vorliege. Nach § 312 BGB n.F., die seit dem 13.06.2014 gilt, finden die Vor- |
schriften bei Vertrdgen unter anderem Anwendung, wenn diese aulerhalb von Ge-
schaftsriumen geschlossen werden, was dann der Fall ist, wenn es sich um Raumen
handeit, die nicht dauerhaft der Tétigkeit des Unternehmers dienen. Das war vorlie-
gend der Fall, so dass dem Beklagten grundsétzlich ein Widerrufsrecht zustand und
die Klagerin die Informationspflichten nach § 246 a EGBGB zu erfillen hatte. Den dor-
tigen Anforderungen ist die Kiagerin jedoch gerecht geworden. Sie hat namiich auf

das Widerrufsrecht und die entsprechenden Folgen der Auslibung hingewiesen.

Nach § 357 Vill BGB n.F. hat der Verbraucher, der einen Vertrag widerruft, dem Un-

ternehmer Wertersatz fir die bis zum Widerruf erbrachten Dienstleistungen zu zahlen.

Der Begriff der Dienstleistung ist insoweit weit auszulegen und umfasst auch Werkver-

Seite 2/3


Ilona Brombach
Wertersatz


trag% wie hier (vgl. Palandt, BGB, Rn. 3 zu § 312 n.F.). Damit steht der Klégerin
gr%d'sg zlich ein Anspruch auf Wertersatz zu.

‘A E

ﬂaﬁge lich fir den Wertersatz ist das vertragliche Entgelt und nicht der objektive
der Unternehmerleistung. Ob eine Vergitung Uberhdht ist, ist anhand des Auf-
wands des Glaubigers und des Umfangs seiner Leistung sowie dem wirtschaftlichen

Nutzen far den Schuldner zu bestimmen. Diesen Aufwand hat die Klagerin substanti-
iert dargelegt. Insbesondere hat sie dargelegt, dass sie fast alle Leistungen bereits
erbracht hat. Es wére Sache des Beklagten gewesen, darzulegen und zu beweisen,
dass Abzige zu machen sind oder eine hdhere Ersparnis der Klagerin als von dieser
dargelegt gegeben ist. insoweit fehlt es an hinreichenden Vortrag. Sein Vortrag, die
einzige Leistung, die die Klagerin erbracht habe, sei die Erstellung der 23 Bilder ge-
wesen, ist nicht hinreichend, zumal die Kléagerin zutreffend darauf hingewiesen hat,
dass nur noch der Aufwand geschuldet ist, der dafiir entstanden wére, die Anzeige ins
Netz zu stellen und dort ein Jahr abrufbar zu halten.

Die Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 91, 708 Nr. 11, 711, 713 ZPO.

Rechtsbehelfsbelehrung

Diese Entscheidung kann mit der Berufung angefochten werden. Sie ist einzulegen innerhalb
einer Notfrist von einem Monat bei dem Landgericht Frankfurt am Main, GerichtsstraBe 2,
60313 Frankfurt am Main.

Die Frist beginnt mit der Zustellung der in vollstandiger Form abgefassten Entscheidung. Die
Berufung ist nur zulassig, wenn der Beschwerdegegenstand 600,00 € tbersteigt oder das
Gericht die Berufung in diesem Urteil zugelassen hat. Zur Einlegung der Berufung ist berech-
tigt, wer durch diese Entscheidung in seinen Rechten beeintrachtigt ist. Die Berufung wird
durch Einreichung einer Berufungsschrift eingelegt. Die Berufung kann nur durch einen
Rechtsanwalt eingelegt werden.

Dietz
Richter am Amtsgericht

Beglaubigt
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